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Standpunkte

Allgemein Der VBE fordert den Erhalt und die Stärkung der Werkreal- und Hauptschule.
Sie ist ein zentraler Bestandteil des Bildungssystems in Baden-Württemberg.
Die Absolventinnen und Absolventen der Werkrealschule sind in Industrie,
Handel, Handwerk und Gewerbe hochgeschätzt. Vor allem im Handwerk
bergen sie die große Chance, dem Fachkräftemangel zu begegnen. 
Die starke Berufsorientierung ermöglicht eine gute Vorbereitung auf die
berufliche Ausbildung.

Deputate und Klassenteiler Die Deputate der Lehrkräfte müssen gesenkt und ihre Arbeitsbelastung neu 
bewertet werden. Der Klassenteiler muss deutlich gesenkt werden. 

Mehr Personal und
ressourcenstarke 

Ausstattung

Die Schulart muss personell und sächlich besser ausgestattet werden. 
Es ist eine Versorgung von 110% an den Schulen zu gewährleisten. 
Darüber hinaus ist eine flexible und verlässliche Möglichkeit der 
Lehrerreserve zu schaffen.

Mehr
Differenzierungsstunden

Wie die anderen Sekundarschulen müssen auch die Werkreal- und Haupt-
schulen einen deutlich erhöhten Pool an Differenzierungsstunden erhalten. 
Eine  Verdopplung von 2 auf 4 Stunden pro Zug halten wir für angemessen.

An Verbundschulen aus Realschulen und Werkrealschule bzw. Realschule 
und Hauptschule soll der Hauptschulabschluss nur im Werkrealschulzug 
möglich ein. Ein Übergang an die angeschlossene Realschule, um dort den
Realschulabschluss zu erlangen, muss möglich sein – dies ist jedoch an
Leistungsanforderungen und ggf. an ein Übergangsjahr zu koppeln.

Hauptschulabschluss an
Verbundschulen

Inklusive Settings
ermöglichen

Inklusive Klassen sind bedarfsgerecht mit einer Realschul- und einer
sonderpädagogischen Lehrkraft zu besetzen. Diese Lehrkräfte benötigen 
eine angemessene Anzahl an Teamstunden. Inklusive Beschulung kann nur
gelingen, wenn räumliche und finanzielle Ressourcen gestellt und
multiprofessionelle Teams eingesetzt werden. Dies darf nicht zu Lasten des
SBBZ erfolgen. Die Schülerzahl inklusiver Klassen darf nicht über 20 liegen.

Abschlüsse an der
Hauptschule

Der Hauptschulabschluss soll zu einer Ausbildungsreife reformiert werden,
bei dem die fachspezifischen Aspekte bzw. Prüfungen stärker gewichtet
werden. An jeder Hauptschule soll es möglich sein, dass 10. Schuljahr mit
Werkrealschulabschluss anzubieten. Die Mindestschülerzahl hierfür ist auf 
12 zu senken. Folglich werden alle Hauptschulen zu Werkrealschulen.

Besoldung Den Bestandslehrkräften an den Haupt- und Werkrealschulen muss ein
niederschwelliges Verfahren zum Aufstieg nach A 13 ermöglicht werden.



Dirk Lederle, 
stellvertretender Landesvorsitzender 

des VBE Baden-Württemberg

Verband Bildung und Erziehung – 
Landesverband Baden-Württemberg
Heilbronner Straße 41 • 70191 Stuttgart 
E-mail: vbe@vbe-bw.de • www.vbe-bw.de

Vorwort
Es ist uns eine große Freude, Ihnen die neue Veröffentli-
chung des VBE Baden-Württemberg zur Haupt-/Werkre-
alschule vorzustellen. Einer Schulart, die immer wieder mit 
dem Stigma zu kämpfen hat, als „veraltet“ zu gelten und 
in der Wahrnehmung bestimmter bildungspolitischer 
Akteure bisweilen gar nicht mehr existent zu sein scheint. 
Genau dies aber ist weit gefehlt! Zum Glück. Die Werkre-
alschulen und Hauptschulen haben sich in der Bildungs-
landschaft bewährt und bieten in einer Zeit, in der 
Betriebe und Firmen händeringend nach Auszubilden-
den suchen, mehr denn je eine wertvolle schulische 
Alternative zur Gemeinschafts- oder Realschule. 

Der VBE ist der festen Überzeugung, dass jedes Kind das 
Recht hat, auf der Schulart zu lernen, die am besten zu 
seinen individuellen Stärken und Interessen passt. Die 
Haupt-/Werkrealschule bietet hier eine einmalige 
Chance. Sie legt einen größeren Schwerpunkt auf prakti-
schen und handwerklichen Fächern als alle anderen 
Schularten, was für viele Kinder einfach besser passt. 
Durch die Möglichkeit, ihre Talente und Fähigkeiten in 
diesen Bereichen auszubauen, erlangen diese Schülerin-
nen und Schüler ein größeres Selbstbewusstsein und fin-
den schneller ihren Weg in den Beruf.

Aber es geht hier nicht nur um die fachliche Ausbildung, 
sondern auch um die emotionale Entwicklung der Kin-
der. Schülerinnen und Schüler, die eine Haupt-/Werkreal-
schule besuchen, lernen in einer Umgebung, in der sie 
sich verstanden und akzeptiert fühlen. Einer Umgebung, 
in der sie sich wohlfühlen können und in der man sich sehr 
intensiv um sie kümmert. Sie erleben eine Atmosphäre 
der Wertschätzung und ein Ausmaß an Unterstützung, die 
es ihnen ermöglichen, ihre Träume und Ziele zu verfol-
gen. Dazu braucht es Lehrerinnen und Lehrer, die sie auf 

ihrem Weg erwachsen zu werden, intensiv begleiten. 
Genau dies wird an den Haupt-/Werkrealschulen des 
Landes gelebt. Damit dies allerdings auch unter den heu-
tigen Bedingungen gelingen kann, braucht es die geeig-
neten Ressourcen etwa in Form von Klassenlehrerstunden 
oder schlicht kleineren Lerngruppen.

Wir möchten mit dieser Veröffentlichung aufzeigen, dass 
die Werkrealschulen in Baden-Württemberg nicht nur 
existieren, sondern unverzichtbar sind. Dass wir sie drin-
gend brauchen und für die heutigen Herausforderungen 
stark machen müssen. Wir rufen alle Eltern, Lehrkräfte 
und Entscheidungsträger dazu auf, uns bei der Erhaltung 
und Förderung dieser Schulart zu unterstützen. Denn nur 
so können wir sicherstellen, dass tatsächlich jedes Kind in 
Baden-Württemberg die Chance erfährt, auf die Schul-
art zugeschnitten lernen und sein volles Potenzial entfal-
ten zu können.

In diesem Sinne wünschen wir Ihnen viel Freude 
bei der Lektüre.
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achdem viele Haupt- und Werkrealschulen 
geschlossen werden mussten und von ehemals 
mehr als 1200 dieser Schulen jetzt nur noch etwa 

300 existieren, müssen wir dringend für den Erhalt und ein 
besseres Arbeitsumfeld und damit ein besseres Ansehen 
dieser wichtigen Schulart kämpfen.

Dass noch immer Schulen bestehen zeigt, dass trotz Weg-
fall der verbindlichen Grundschulempfehlung viele Eltern 
realisieren, wie wichtig unsere Schulart für ihr Kind ist. Wir 
haben die Möglichkeit, nur das von den Schülerinnen 
und Schülern zu fordern, was diese auch leisten können 
und das in deutlich homogeneren Gruppen als in manch 
anderer Schulart. Ist ein Kind auf eine zu schwierige Schul-
art gewechselt, müssen die Lehrer leider zu viel von ihm/
ihr fordern. 

Die Arbeit der Lehrkräfte an unserer Schulart war immer 
gut und blieb auch nach der systematischen Schließung 
vieler Schulen sehr gut. 

An kaum einer Schulart des Landes muss und wird sich so 
viel um Schülerinnen und Schüler gekümmert. Die Bezie-
hungsarbeit ist gerade für dieses Schülerklientel beson-
ders wichtig, da viele der Lernenden aus sogenannten 
bildungsfernen Elternhäusern stammen, in denen das 
sich Kümmern  nicht gerade als ein wichtiger Bestandteil 
des täglichen Miteinanders darstellt. Umso wichtiger ist es 
deshalb, dass dies die Schule leistet und vor allem leisten 
kann. Mit anderen Worten: Wir brauchen die Haupt- 
und Werkrealenschulen dringend und auch weiterhin! 
Unsere Schulart ist ein unverzichtbarer Bestandteil der Bil-
dungslandschaft in Baden-Württemberg.

Am 28. und 29. Oktober 2022 fand die Vertreterversamm-
lung 2022 statt. Vielleicht fragen Sie sich, was unser Refe-
rat damit zu tun hat. Auch das HS/WRS Referat und zahl-
reiche Delegierte aus unserer Schulart waren dort für Sie 
vertreten. Im Vorfeld  wurden Anträge diskutiert, die wir 
für so wichtig erachten, dass sie unbedingt in den kom-
menden Jahren bearbeitet werden sollen:

Sicherung bestehender Standorte

Die Haupt-/ Werkrealschulen müssen unbedingt beste-
hen bleiben, für unsere Schülerinnen und Schüler. 
Wichtig ist hierbei, dass es eine durchgängige Betrach-
tung der Schülerzahlen gibt und der Fokus nicht auf die 
Eingangsklassen gelegt wird. Es kommen viele Schülerin-
nen und Schüler auch nach Klasse 5 und 6 noch zu uns. 
Auch sie müssen zählen wenn es um die Überlegung 
eines Fortbestandes der HS/WRS vor Ort geht.

Mindestens A 13 für alle Lehrkräfte 
aller Schularten

Gemeinsam mit anderen Antragsstellern setzen wir uns 
für mindestens A13 für alle Schularten ein. 
Wir wollen alle, dass unsere Schülerinnen und Schüler 
eine gute Schulzeit haben und arbeiten viel dafür. Das 
muss auch fair bezahlt werden.

Deutliche Erhöhung der Stunden für die 
Betreuung der digitalen Endgeräte

Unser Unterricht soll digitaler werden. Das hört sich gut 
an, aber wie soll die Betreuung in nur wenigen Freistel-

Die Vertreterversammlung 
ist vorbei – und jetzt?

N
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lungsstunden geschafft werden und warum sind sie 
unterschiedlich verteilt unter den Schularten?  
Wir finden, dass das geändert werden muss – und da sind 
wir zum Glück nicht allein.

Anrechnungsstunden für 
Klassenlehrertätigkeit

Dass wir zu wenig Zeit für organisatorische Aufgaben 
haben, muss ich keinem Klassenlehrer erzählen. Wir brau-
chen Zeit für diese Aufgaben – und zwar dringend!

Senkung des Klassenteilers

Gute Arbeit kann nur dann erfolgen, wenn wir genügend 
Zeit für die Schüler haben. Je mehr Schüler, desto weni-
ger Zeit für den einzelnen Schüler. Die Arbeit mit unseren 
Schülerinnen und Schüler wird nicht unbedingt leichter, 
ganz im Gegenteil. Wie soll ich aber genügend Zeit für 
jede Schülerin und jeden Schüler haben, wenn der Klas-
senteiler bei 28 liegt? 

Erhöhung des Praxisanteils im 
Bildungsplan

Wir setzen uns dafür ein, dass im Bildungsplan der Sekun-
darstufe 1 im jeweiligen Niveau der Praxisbezug und das 
praktische Arbeiten deutlich erhöht wird.

Ausbau von multiprofessionellen Teams

Inklusive Beschulung kann nur gut gelingen, wenn genü-
gend Lehrerstunden für das Team – bestehend aus der 

Lehrkraft der Sekundarstufe 1 und einer ausgebildeten 
sonderpädagogischen Lehrkraft – zur Verfügung gestellt 
werden. 

Um meine Überschrift aufzugreifen: 
Und jetzt?
Wir vom Referat Haupt- und Werkrealschule setzen uns 
dafür ein, dass wir mit unseren Forderungen Gehör bei 
Politikern und der Presse finden und geben unser Bestes, 
dass wir Erfolg bei der Umsetzung einer verbesserten und 
faireren Schulart haben.

Wir bleiben dran.

Versprochen!

Sonja Zach 
Leitung Referat 
Haupt- und 
Werkrealschulen 
im VBE 
Baden-Württemberg
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Zum Glück 
gibt es sie 
noch – die 

Werkrealschule

NE
U

Das neue Lehrerinnen- und 
Lehrerhandbuch 2023
Jetzt bestellen – sofort lieferbar!
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Nur 14,50 Euro für Lehrkräfte 
24,50 Euro für Schulen
+ Versandkosten

Bestellung an:
VBE Wirtschaftsservice GmbH
Heilbronner Straße 41
70191 Stuttgart

Fax: 0711 / 2293858
E-Mail: wirtschaftsservice@vbe-bw.de
Internet: https://www.vbe-wirtschaftsservice.de

 Lehrerhandbuch 2023 Bestellschein.indd   1 27.10.22   11:34
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Felicitas Adlung
Referat Haupt- und 
Werkrealschulen, 
Personalrätin im 
Schulkreis Lörrach-
Waldshut

Zum Glück 
gibt es sie 
noch – die 

Werkrealschule
ätten Sie es gewusst? Es gibt doch tatsächlich noch 
fast 300 Haupt-/Werkrealschulen in Baden-Württem-
berg. Die Zahl ist zwar stark geschrumpft, hat sich 

aber in den vergangenen Jahren auf dem oben genann-
ten Niveau stabilisiert. Dennoch muss die Attraktivität der 
Haupt- und Werkrealschulen gestärkt werden, denn es 
macht durchaus Sinn, sich als potentieller Absolvent/poten-
tielle Absolventin bewusst für diese Schulart zu entscheiden. 

Das Erfolgsrezept einer Haupt- und Werkrealschule ist das 
Klassenlehrerprinzip und die daraus resultierende Päda-
gogik. Der Klassenlehrer unterrichtet möglichst viele Stun-
den in seiner Klasse, um Beziehungsarbeit leisten zu kön-
nen. Die Kolleginnen und Kollegen versuchen mit viel 
Engagement Schüler zu erziehen, da der Erziehungsauf-
trag vom Elternhaus oftmals nicht wahrgenommen wird. 
In der Vermittlung der deutschen Sprache, als Zweitspra-
che, sind wir Experten geworden, obwohl wir keine Ausbil-
dung dazu haben. Kultur, Werte und Normen werden mit 
einer Beständigkeit vermittelt, damit wir junge Menschen 
erziehen, die in unserer Gesellschaft ihren Platz finden 
können. Diese Punkte werden nicht immer im Unterricht 
vermittelt, sondern wird von einer ganzen Schule gelebt. 
Das bedeutet viel nervenaufreibende Arbeit, konsequen-
tes Handeln und Durchhaltevermögen. Anerkannt und 
gesehen und mit zusätzlichen Stunden versehen wird die-
ses Engagement allerdings nicht.

Dies erfordert von den Lehrkräften an dieser Schulart ein 
hohes Maß an fachlicher Flexibilität. An einer Haupt-/Wer-
krealschule ist man immer ein Allrounder. Ich zum Beispiel 
habe mittlerweile schon alles bis auf Mathe und Technik 
unterrichtet. Ich habe mir zusätzlich zu meinen drei stu-
dierten Fächern noch andere angeeignet: Musik, GEO, 
Physik, Chemie, Bio, AES, Erdkunde, Sport, Ethik, Politik, 
Englisch… Das ist mit einem enormen Vorbereitungsauf-
wand verbunden, den ich wie viele andere Kolleginnen 
und Kollegen auch ganz selbstverständlich investiere. 
Aber auch dieses Engagement wird von keiner Seite 
honoriert. Nicht mal mit A13 für alle! Die Schulart HS/WRS 
hat sicherlich eine schwierigere Klientel als andere SEK 1 
Schulformen. Das wird wohl kaum jemand in Abrede stelle 
wollen. Dies betrifft aber nicht unbedingt in erster Linie die 

Schülerinnen und Schüler, sondern vor allem auch die 
Elternhäuser. Viel Zeit wird in Telefonate, Elterngespräche 
und Runde Tische investiert. Wenn man es erfassen würde, 
dann wäre diese Schulart bei den weiterführenden Schu-
len an der Spitze. Auch diese zusätzliche Arbeit wird selbst-
verständlich erledigt. Eine Wahrnehmung und Anerken-
nung findet in keiner Form statt. Nicht einmal eine Klassen-
lehrerstunde erhalten wir hierfür.

Wenn ich die Work-Life-Balance im Auge habe, dann 
würde ich mich als SEK1-Lehrkraft sicher nicht für eine 
Werkrealschule entscheiden. Viel fachfremder Unterricht, 
aufwendige Vorbereitungszeit, fast täglich Nachmittags-
unterricht, schwierige Schüler und Eltern, gehäufte Prob-
lemfälle und Vorfälle, die Nerven kosten. Und dennoch 
arbeiten die Lehrkräfte aus Überzeugung. Dies muss end-
lich anerkannt und honoriert werden! Ich sehe ein riesiges 
Problem in der Nachwuchsfindung. Zu wenig Lehrkräfte 
entscheiden sich für das Lehren an einer HS/WRS. Auf 
lange Frist gesehen ein Desaster für diese Schulart. 

Ein Anfang wäre, die Ungerechtigkeit der Besoldung A12/ 
A13 in einem Kollegium endlich aus dem Weg zu räumen. 
Die ungleiche Bezahlung bei gleicher Arbeit lässt sich mit 
einem gesunden Menschenverstand nicht rechtfertigen. 
Es braucht für Klassenlehrkräfte Entlastungsstunden, für 
die vielen Telefonate, Gespräche und bürokratische 
Arbeit, die anfällt. Alle WRS Lehrkräfte sind mit Herzblut am 
Arbeiten. Sie haben sich diese Schulart ausgesucht und 
leisten jeden Tag hervorragende Arbeit, die Wertschät-
zung durch die Politik benötigt, durch mehr Ressourcen.

engagiert flexibel

kompetent vielseitig 
einsetzbar

H



VBE HS/WRS-Magazin Februar 2023

.

.

.

8

iebe Kolleginnen und Kollegen, in Zeiten knapper 
Kassen und noch knapperen Personalressourcen 
kommt doch immer wieder die Frage auf: Wieviel 

Mehrarbeit muss ich leisten? Warum muss mein Kollege 
nie Vertretungsstunden halten? Was machen andere 
Schulen anders, als meine eigene Schule im Bezug auf 
Mehrarbeitsunterricht?

Da die Belastungen an allen Schulen im Land hoch ist, ist 
natürlich schon zu den Örtlichen Personalratsgremien 
und den Amtsleitern durchgedrungen, dass gesunde 
Lehrer leistungsfähig sind und bleiben. Deswegen sollten 
Lehrerinnen und Lehrer nicht über Gebühr belastet wer-
den. Das fängt beim Thema Mehrarbeitsunterricht an. 
Wir haben im SSA Tübingen 2016 eine Dienstvereinbarung 
mit dem Amtsleiter zu diesem Thema getroffen. Im Fol-
genden nehme ich einige Abschnitte daraus her:

„Zum Wohle aller Beschäftigten wird eine Dienstvereinba-
rung zum Mehrarbeitsunterricht zwischen dem Schulamt 
und dem Örtlichen Personalrat getroffen. Diese Verein-
barung soll unter Wahrung der jeweils geltenden Bestim-
mungen einen Ausgleich zwischen den dienstlichen Inte-
ressen an der Erfüllung des staatlichen Erziehungs- und 
Bildungsauftrages, den Individualinteressen der Schüler/
innen und Eltern sowie den berechtigten Interessen der 
Lehrkräfte sicherstellen. 

Maßgebliche Rechtsgrundlagen hierfür sind 
• Landespersonalvertretungsgesetz 
• § 67 Absatz 3 LBG - Organisationserlass 1.5 (2016/2017) 
• Mehrarbeitsvergütung (MAU)
• VwV Anrechnungsstunden und Freistellungen 

Im Rahmen der Fürsorgepflicht darf es nicht 
zur Regel werden, dass Lehrkräfte mehr als ihr 
individuelles Deputat unterrichten. 

Zwingend notwendige Abwesenheitsvertretung muss für 
alle betroffenen Lehrkräfte und auch für die Schulleitung 
unter Berücksichtigung des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes und unter Belastungs- und Gerechtigkeitsaspek-
ten leistbar und zumutbar sein. Demnach sollen vor der 
Anordnung von Mehrarbeit zunächst alle anderen Mög-
lichkeiten ausgeschöpft werden. Diese können sein:

• Einsatz der der Schule zugewiesenen KV-Stunden 
• Kürzung oder Wegfall von ergänzenden Angeboten 

(siehe Organisationserlass 1.5) 
• Befristete KV-Verträge 
• Rückkehr aus Beurlaubung 
• Aufstockung von Teilzeitdeputaten, ggf. befristet 

Regelstundenmaßausgleich/variables Deputat  
(Verrechnung der Deputatstunden mit dem darauf- 
folgenden Schuljahr) nach Rücksprache mit dem SSA 

• Einstellung im Rahmen des 70-Stunden-Kontingents in 
der Primarstufe (sog. Handschlaglehrkräfte) 

• Änderung des Lehrauftrags und/oder  
Stundenplanänderung 

Empfehlungen zum Vertretungsplan müssen in 
einer GLK beschlossen werden. 

Bei der Auswahl der Lehrkräfte für Vertretungen sind sozi-
ale Faktoren zugunsten der Beschäftigten zu berücksich-
tigen. Diese schließen die Anordnung von Mehrarbeit 
nicht prinzipiell aus. Zu berücksichtigende soziale Fakto-
ren sind u. a.: 
• Betreuung eines Kindes bis 12 Jahre 
• Betreuung eines behinderten Kindes 
• pflegebedürftige Angehörige 
• gesundheitliche Einschränkungen 

Aus zwingenden dienstlichen Gründen notwendiger 
Mehrarbeitsunterricht ist vorrangig durch spätere Dienst-
befreiung auszugleichen. 

Ist dies aus zwingenden dienstlichen Gründen nicht mög-
lich und muss Mehrarbeit angewiesen werden, ist es nicht 
notwendig, dass zum Zweck der Vermeidung von Aus-
gleichsansprüchen eine Verteilung auf alle Lehrkräfte 
vorgenommen wird. Zu zwingenden dienstlichen Grün-
den führt das Innenministerium aus: „…, dass es sich um 
ausnahmsweise und zeitlich begrenzte anfallende Son-
derbelastung handelt – mithin dass es ‚brennt‘. Es ist z.B. 
nicht zulässig, auf diese Weise längerfristig nicht ausrei-
chendes Personal zu ersetzen.“ (14.02.2011, AZ: 
1-0300.1/38) 

Grundsätzliches zu Mehrarbeit 
und Mehrarbeitsvergütung 

Sind alle oben genannten Möglichkeiten zur Vermeidung 
von Mehrarbeit ausgeschöpft und ist dennoch Mehrar-
beit aus zwingenden dienstlichen Gründen notwendig, 

Mehrarbeit – kurz Mau 
(Mehrarbeitsunterricht)

L
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dann gilt: Bei jeder zusätzlichen Unterrichtsstunde (nicht 
erst ab der vierten!) liegt Mehrarbeit vor und die oben 
genannten Möglichkeiten zur Vermeidung von Mehrar-
beit müssen zuvor geprüft und ausgeschöpft worden 
sein. Mehrarbeit muss von der Schulleitung schriftlich 
angeordnet und dokumentiert werden.

• Vollzeitbeschäftigte Beamt/innen dürfen zu Mehrarbeit 
ohne Vergütung herangezogen werden und haben 
erst ab der vierten Mehrarbeitsstunde Anspruch auf 
Vergütung aller geleisteten Mehrarbeitsstunden des 
jeweiligen Kalendermonats, d.h. bei der Überschrei-
tung der sog. Bagatellgrenze. 

• Teilzeitbeschäftigte Beamt/innen dürfen nur anteilig zur 
Mehrarbeit ohne Vergütung herangezogen werden. 
Demnach besteht z.B. bei einem Deputat von 9 Stun-
den an der Werkrealschule (volles Deputat 27 Stunden) 
schon ab der ersten Mehrarbeitsstunde Anspruch auf 
anteilige Vergütung. Bevor Mehrarbeit geleistet wird, ist 
zu prüfen, ob eine vorübergehende Deputatserhö-
hung in Frage kommt. Auf die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf ist zu achten! 

• Teilzeitbeschäftigte Lehrkräfte im Arbeitnehmerverhält-
nis haben ab der 1. geleisteten Mehrarbeitsstunde 
einen anteiligen Ausgleichsanspruch. 

• Vollzeitbeschäftigte Lehrkräfte im Arbeitnehmerver-
hältnis werden wie die Beamtinnen und Beamten 
behandelt. 

• Schwangere dürfen nicht gegen ihren Willen zur Mehr-
arbeit herangezogen werden

• Schwerbehinderte werden auf ihr Verlangen von Mehr-
arbeit freigestellt. 

• Schwerbehinderte, die zwei zusätzliche Deputatstun-
den Ermäßigung erhalten, dürfen nicht zur Mehrarbeit 
herangezogen werden. 

• Befristet Beschäftigte (L.i.A.) dürfen keine Mehrarbeit 
leisten. 

Wie ist MAU umzusetzen und 
abzurechnen? 
Mehrarbeit darf nach einem Urteil der Bundesverwal-
tungsgerichts nicht angeordnet werden, um „… in der 
Vergangenheit (…) schuldlos nicht abgeleistete Arbeit 
nachzuholen…“ , also um z.B. nachträglich Stunden zu 
verrechnen, die wegen Abwesenheit einer Klasse ausge-
fallen sind (30.03.1992, BVerwG 2 B 27.92). Eine mit der 
Lehrkraft zuvor vereinbarte konkrete Verlegung von 
Unterricht ist möglich. Alle geleisteten MAU-Stunden wer-
den, sofern die Bagatellgrenze überschritten wurde und 
Zeitausgleich während des Schuljahres nicht möglich 
war, am Ende eines Schuljahres auf Antrag bezahlt. 

Werden andere dienstliche Aufgaben (z. B. Fortbildung, 
Prüfungsaufsicht, Verwaltungstätigkeiten …) in der ausfal-
lenden Stunde wahrgenommen, ist dies ebenfalls kein 

Freizeitausgleich. Ist ein Ausgleich nicht möglich, so wer-
den die Stunden von den Schulleitungen monatsweise 
dokumentiert und am Ende des Schuljahres abgerechnet. 
Empfohlen wird, dass Lehrkräfte ihre MAUStunden festhal-
ten und von Zeit zu Zeit mit der Schulleitung abgleichen. 

Für tarifbeschäftigte Lehrkräfte gilt die gleiche Regelung. 
Lehrkräfte im Arbeitnehmerverhältnis müssen aufgrund 
der Ausschlussfrist spätestens ein halbes Jahr nach Fällig-
keit abrechnen. Die Vergütung wird mit dem entsprechen-
den Formblatt „Antrag auf Zahlung von Vergütung für 
Mehrarbeitsunterrichtsstunden“ über die Schulleitung 
beim LBV beantragt. Umsetzung der Mitbestimmung des 
Örtlichen Personalrats bei der Anordnung von Überstun-
den an den Schulen seit Inkrafttreten des neuen Landes-
personalvertretungsgesetzes (LPVG) hat der Personalrat 
bei der „Anordnung von Mehrarbeit oder Überstunden, 
Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft“ ein uneinge-
schränktes Mitbestimmungsrecht (§ 74 Abs. 2 Nr. 4 LPVG). 
Regelmäßiger „Bereitschaftsdienst“ oder „Rufbereit-
schaft“ sind im Schulbereich nicht vorgesehen. Diese fin-
den keine Anwendung für die Arbeitszeit für Lehrkräfte.“
Was eine aus meiner Sicht aber, die am weit verbreitetsten 
Ansichten von Schulleitungen und Stundenplanmachern 
ist. Sehr logisch und bequem. Aber leider nicht korrekt.

Das Mitbestimmungsrecht des ÖPR GHWRGS 
bezieht sich auf die Anordnung von Mehrarbeit 
bei vorhersehbarer Abwesenheit von Lehrkräften. 

Dies bedeutet für alle Schulleitungen an GHWRGS-Schu-
len, dass es nicht mehr möglich ist bei vorhersehbaren 
Ausfällen Mehrarbeit ohne Beteiligung des Personalrats 
anzuordnen. Vorhersehbare Mehrarbeit (z. B. infolge von: 
Mutterschutz, Elternzeit, Reha, geplante OPs, etc.) ist 
zustimmungspflichtig. In diesen Fällen muss der Personal-
rat vor der Anordnung von Mehrarbeit von der beabsich-
tigten Maßnahme informiert werden und der Maßnahme 
zustimmen.“

Das Thema Mehrarbeit bietet doch einige Facetten, die es 
zu beachten gibt. Für Kolleginnen und Kollegen ist das 
Thema genauso vielschichtig wie für Schulleitungen. Gerne 
können Sie bei weiteren Fragen auf mich zu kommen.

Matthias Würth
Leitung Referat 
Haupt- und
Werkrealschulen 
im VBE 
Landesbezirk 
Südwürttemberg
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Lederle spricht 

Stuttgart ist schon ein eigenes Pflaster. Sorry, aber das muss 
ich als eingefleischter Badener (nein, nicht Badenser oder 
kennen Sie vielleicht Frankfurtser?) schon sagen. Okay, die 
Stadt hat schon was, aber das politische Stuttgart ist in 
einigen Bereichen schon gewöhnungsbedürftig. Manch-
mal, aber wirklich nur manchmal, überraschen mich 
bestimmte Dinge schon sehr. Wie neulich, als ein Politiker 
etwas sehr Bemerkenswertes zu mir sagte: „Ich weiß ehr-
lich nicht, warum ich als Bildungspolitiker Ihnen als Praktiker 
erklären soll, wie Sie Schule zu machen haben. Ich sehe 
mich da eher in einer dienenden Funktion, die Bedingun-
gen an Schule so zu gestalten, dass Sie gute Schule 
machen können.“ 

Chapeau! Das hört man wirklich selten. Zugehört hat er 
dann auch sehr intensiv und realistisch Auskunft dazu 
gegeben, was er aufgrund der vielen Sachzwängen für 
machbar hält und was nicht. Ich bin tatsächlich optimis-
tisch, dass er vieles nicht nur „mitnimmt“ (wie ich diese 
typische Phrase des politischen Stuttgarts nicht mehr hören 
kann … ), sondern tatsächlich in seine Arbeit einbezieht. 
Vielleicht nicht gleich alles und gleich alles sofort, aber 
vielleicht nach und nach. Das wäre doch mal was.

Viel verbreiteter allerdings ist die Spezies, die vom Alltag 
an den Schulen, den Sorgen und Nöte der Lehrkräfte 
wenig bis keine Ahnung hat. Und wenn diese Spezies dann 
doch mal in eine Schule geht, ja dann natürlich eher in die 
Hochglanzschule, in der tolle Vorzeigeprojektle laufen. 
Seltsamer Weise sind diese Schulen dann auch gut ver-
sorgt, so dass Raum zur Schulentwicklung entstehen kann, 

Vom Leben in der Blase oder Ich 
mach‘ die Welt, wie sie mir gefällt

während die Feld-Wald-und-Wiesenschulen personalmä-
ßig eher auf dem Zahnfleisch gehen. Ausgehend von die-
ser Hochglanzwelt entwickelt sich dann bei besagter Spe-
zies die irrige Annahme, dass es an allen Schulen so toll ist. 
Und weil die Welt so schön und bunt ist, entwickeln diese 
Menschen dann ein unglaubliches Sendungsbewusstsein 
und attestieren Allen, die dies nicht so sehen oder sogar 
anmahnen, eine „Haltungsproblematik“. Man müsse sich 
halt eben nur mal richtig anstrengen (das tun wir als Lehr-
kräfte ja eh zu wenig – Vorsicht Ironie!), dann klappt das 
schon. Wahlweise wird man als Verbandsvertreter dann 
schon mal angegangen, weil man ja durch das ewige 
„Gejammer“ (nicht Umstandsbeschreibung) schließlich 
den Beruf madig machen würde. Kein Wunder also, dass 
sich immer weniger junge Menschen für den Beruf Lehr-
kraft entscheiden würden. 

Der Verbandsvertreter als „Totengräber“ des Berufsstan-
des und Schulqualitätsverschlechterer. Auch interessant. 
Ganz gerne wird dann noch Qualitätsdebatte geführt, die 
eben nicht nur eine Frage der Quantität (oder schlicht 
dem ausreichenden Vorhandensein von Lehrkräften) sei. 
Also Gegenvorwurf „strengt euch mal richtig an“ in Kombi-

Man müsse sich halt 
eben nur mal richtig
anstrengen, dann 
klappt das schon. 

“ „
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nation mit „Faule Säcke 3.0“, um vom eigenen Versagen 
abzulenken.  Mein Vater würde hier wohl sicher sagen: 
„Von nix eine Ahnung, aber anderen erklären wollen, wie 
sie ihre Arbeit machen sollen.“ Wohl wahr.

Deshalb begeben wir uns jetzt mal in die Welt abseits der 
Imagebroschüren, in der Leugnen oder Ignorieren der 
widrigen Umstände einfach nicht hilft. Vielleicht sollten 
gerade diese Menschen, die das geflissentlich tun, sich 
genau dorthin begeben. Ein Kollege einer ländlichen 
Gemeinschaftsschule schrieb mir hierzu neulich einen Hil-
feruf, der so oder so ähnlich sicher auf viele Schulen und 
Klassen im Land zutrifft: 

„Ich schreibe Ihnen diese Mail, da mir meine aktuelle Klas-
senzusammensetzung (ähnliche Konstellationen gibt es 
auch in anderen Klassen an unserer Schule) sehr zu schaf-
fen macht und ich mich täglich frage, wie ich als Lehrkraft 
den alltäglichen Herausforderungen im Schulalltag noch 
gerecht werden soll, ohne mich dabei kaputt zu machen.

Mittlerweile habe ich in einer 8. Klasse, bestehend aus 27 
SuS, folgende Situation: 
• 9 SuS mit G-Niveau
• 11 SuS auf M-Niveau
• 4 SuS, die auf E-Niveau arbeiten
• 3 weitere SuS, die mutmaßlich einen sonderpädagogi-

schen Bildungsanspruch hätten, die Eltern aber gegen 
eine Überprüfung oder gar eine Kooperation mit dem 
entsprechenden SBBZ sind. Diese SuS können dem Unter-
richt nur schwer folgen, kommen nicht mit und zeigen 
sich auch deshalb oftmals „verhaltensoriginell „

• 2 SuS mit vielen Fehlzeiten und Verhaltensauffälligkeiten, 
davon einer, der seit Wochen die Schule nicht besucht.

• 2 SuS aus der Ukraine, die kein Wort Deutsch sprechen, 
zusätzlicher Sprachunterricht aber derzeit auch auf-
grund Lehrermangels nicht stattfinden kann (ausschließ-
lich über Ehrenamtliche, die mal mehr, mal weniger Zeit 
aufbringen können)

• 3 SuS mit Autismus (ständiger Austausch mit den Eltern 
und der Schulbegleitung, Kontakt mit ASD, Hilfeplange-
spräche, ...) 

• Es stehen kaum Poolstunden zur Differenzierung in dieser 
Lerngruppe zur Verfügung

Das heißt von 27 Schülerinnen und Schülern haben die 
meisten Schülerinnen und Schüler „erhöhten Betreuungs-
aufwand“, welcher als solcher nicht mehr leistbar ist und 
die eigentliche Unterrichtszeit sehr einschränkt.

Ich bin ausgebildeter Lehrer/Pädagoge und es bleibt 
keine Zeit, zusätzlich und vollumfänglich die Aufgaben 
eines Psychologen, Arztes, Seelsorgers oder Familienthera-
peuten mit zu übernehmen. 

Wir haben die dringende Bitte (auch wenn Ihnen die aktu-
elle Situation bestimmt von anderen Schulen bekannt ist), 
dass Sie als Vertretung der Lehrkräfte diese immer mehr 
belastenden Umstände an das Kultusministerium weiterlei-
ten, so dass die Damen und Herren für den Schulalltag vor 
Ort und der Arbeit direkt bei den Schülerinnen und Schülern 
endlich mehr sensibilisiert werden. Wenn es nicht bald eine 
Entlastung für Schulleitungen, Lehrkräfte bzw. kleinere Klas-
sen gibt, dann wird es in den nächsten Monaten zu noch 
mehr Personalausfällen aufgrund von Erschöpfung, Burn 
Out oder zu anderen psychischen Problemen kommen. 
Auch die Freude am Beruf wird immer mehr in den Hinter-
grund gedrängt, was den ein oder anderen bereits dazu 
veranlasst hat, über alternative Berufe nachzudenken.“

Ich versuche zu rekapitulieren: Kein Wunder, dass die Kids 
immer weniger leisten können, wenn die Lehrkräfte kaum 
noch effektiv Zeit für Unterricht aufwänden können. Wann 
wird diese Realität anerkannt? Wann passiert endlich was? 
Wann schlägt sich dies in den Deputaten nieder? Wann 
werden wir unterstützt, statt uns in immer mehr Projektle zu 
treiben? So kann es nicht weiter gehen. Wann kommen 
endlich multiprofessionelle Teams an die Schulen, damit 
sich Lehrkräfte wieder mehr aufs Kerngeschäft konzentrie-
ren können? Warum sollte unter diesen Bedingungen, die 
quasi einer Selbstausbeutung gleichkommen, jemand, der 
vernünftig denken kann, sich für diesen Beruf entscheiden? 

Durchaus berechtigte Fragen, die sich in Stuggi aber leider 
viel zu wenige stellen. Lieber verstrickt man sich in ideologi-
sche Debatten. Ich verstehe das, aber ich arbeite auch an 
der Basis und lebe eben nicht in meiner eigenen Blase.

Dirk Lederle
Schulleiter Johanniterschule 
Heitersheim, Stellvertreten-
der VBE Landesvorsitzender



Berufsorientierungskonzept 
 VBE Baden-Württemberg  

für die Sekundarstufe I
 

Bestandsaufnahme

1. Die Vermittlung beruflicher Bildung beginnt zu spät und ist insgesamt zu wenig nachhaltig. Schü-
lerinnen und Schüler kommen in der Folge zu spät mit den Möglichkeiten einer beruflichen Ausbil-
dung in Kontakt.

2. Berufsorientierung in BW entspricht flächendeckend einem unstrukturierten Minimalkonsens, des-
sen Ausgestaltung zu sehr standort- und personenabhängig ist.

3. BO findet überwiegend auf ehrenamtlicher Basis statt. Qualität und Nachhaltigkeit werden durch 
hochqualifizierte Lehrkräfte sichergestellt, diese müssen dafür umgehend angemessen entlastetet 
werden.

4. Die Annahme, dass Schülerinnen und Schüler grundlegend selbstständig den Übergang in eine 
entsprechende Fachkräfteausbildung finden ist eine überholte Fehlannahme. Berufseinstiegsbera-
ter, angesiedelt bei der Agentur für Arbeit, müssen deshalb an jeder Schule verlässlich angebunden 
werden, um diese Übergänge entsprechend begleiten zu können. Dabei ist es wichtig, dass diese 
Personen langfristig am Standort verfügbar sind (Begleitung in Ausbildung und Betreuung in Aus-
bildung, regionaler Netzwerkaufbau).

5. Die Kriterien für Praktika müssen landesweit verbindlich geregelt werden. Diese sollten sein: Aus-
bildungsbetrieb, abschlussbezogen, im Nahbereich, einheitliche Dauer (2 Wochen in KS 8 und 2 
Wochen in KS 9). Für Nachhaltigkeit sorgt der Praktikumsbesuch durch die Lehrkraft, um im An-
schluss ein entsprechendes Reflexionsgespräch führen zu können. Es ist ausgeschlossen, dass dies 
außerhalb der Dienstzeit stattfindet. Doppelbelastungen müssen ausgeschlossen sein. Qualität 
geht anders!

6. Digitale Bildungsangebote und Messen, Mailings und Flyer der Betriebe und Kammern erreichen 
die Zielgruppe nicht angemessen. Die Annahme, dass Praktika und Ausbildungen selbständig oder 
allein mit familiärer Unterstützung gesucht und gefunden werden, trifft für eine wachsende Zahl 
nicht mehr zu. Auch die Kammern sind hier stärker in der Pflicht, mit konkreteren Angeboten die 
schulische Präsenz zu verstärken, zum Beispiel mit konkreten Praktikums- und Ausbildungsplatz-
angeboten.

7. Aus der Praxis für die Praxis! Der Handlungsdruck ist hoch, die Probleme zu drängend, um langfris-
tige Fortbildungs- und Qualifikationsreihen vorzuschalten. Die Novellierung des Erlasses muss mit 
dem nötigen Pragmatismus und der notwendigen Praktikabilität erfolgen. Es darf nicht sein, dass 
der Organisationsaufwand, durch landesweite BO-Tage und kommunikationsintensive Austausch-
foren zu Best Practice Beispielen, auf die Kolleginnen und Kollegen noch weiter steigt. 

8. Standortbezogene Modelle und Besonderheiten sollen möglich bleiben, wenn sie beispielsweise 
über das Konzept hinausgehen oder das Modell ergänzen. BO kann kein Minimalkonzept sein, sie 
ist der zentrale Markenkern beruflicher Bildung an den Sekundarschulen in unserer Wirtschafts-
region BW.

9. Kooperationszeit für BO-Lehrkräfte zur Koordination mit außerschulischen Partnern, zur inner-
schulischen Planung und zur Durchführung regelmäßiger „Runder Tische“ mit allen BO-Beteiligten, 
muss planbar sein, dazu benötigen die Lehrkräfte Deputatsentlastungen.

10. Landesweite Einführung eines begleitenden Berufswahlpasses BW als allgemein vorausgesetzter 
Anhang zum Praktikums- bzw. Bewerbungsanschreiben (Welche Bausteine habe ich in der berufli-
chen Bildung absolviert?).
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Drei Säulen einer qualifizierenden 
Berufsorientierung/
Berufsorientierung 2.0 Sekundarstufe I

I
Curriculare  

Berufsbildung

- Festverankertes und 
fachbezogenes Curriculum 
von KS 5-10

- Externe Bausteine (Messen,
Präsenz der Kammern, 
Betriebserkundungen, BIZ)

- Individuelle Kompetenz-
ermittlung und individuelle 
Dokumentation

- Berufswahlordner von
KS 5-10

- Trainings: Benimm, 
Flexibilität, Vorstellungs- 
gespräch, Telefontraining 
(externe Bausteine)

II
Praktika

- Dauer: 2 Wochen in KS 8, 
2 Wochen in KS 9

- Landeseinheitliche 
Praktikumsunterlagen: 
Praktikumsverträge, 
kompetenzbezogene 
Rückmeldungen 

- Ausbildungsbetriebe im 
Nahbereich*

- Realitätsbezug: 
Ausbildungsberufe mit HSA/ 
RSA, kein Praktikum im 
familiären Bereich

- Hochwertige Betreuung 
durch Lehrkräfte mit 
angemessener Befreiung**

- Reflexionsgespräch mit SuS
nach dem Praktikum  
(Grundlage: Kompetenz- 
ermittlung, Praktikums- 
rückmeldungen)

III
Übergangsmanagement 

- Landesweite, valide
Datenlage schaffen:
a) Ausbildung: Gesamt? 
    Erfolgreich? Abbrüche?
b) Weiterführende Schulen: 
    Gesamt? Erfolgreich? 
    Abbrüche?

- BEREB*** an jedem 
Standort: Netzwerkpflege, 
Individualbetreuung, 
Training zum Übergang,  
Begleitung bei Bedarf auch 
nach Abschluss

- Reflexive Anpassung 
schulischer BO-Elemente 
an Standortmerkmale

!
*   Nahbereich: vertretbar erreichbar mit öffentlichen Verkehrsmitteln
**  angemessene Entlastung: Freistellung der betreuenden Lehrkräfte, Richtmarke eine Zeitsunde pro Schülerin und Schüler
*** Berufseinstiegsberaterin/Berufseinstiegsberater

Forderungen
• Curricular aufbauendes Konzept zum kontinuierlichen Erfahrungsgewinn in der Berufswelt  

von KS 5 bis 10, d. h. kein unkontrollierter Workshop-Mix durch maximale Auslagerung an  
außerschulische Bildungspartner

• Gezielte Reflexion bezogen auf individuelle Kompetenzen, um einen Realitätsabgleich zu 
gewährleisten.

• Feste und verbindliche Begleitung bis zum und während des Übergangs
• Schaffung einer sicheren Datenlage zur Verifizierbarkeit der Maßnahmen
• Angemessene Entlastungen im Deputat für BO-Lehrkräfte, mehr Qualität braucht  

auch mehr Kapazität
• Vier Wochen Praktikumsdauer in Ausbildungsbetrieben (zum Beispiel 2 Wochen in KS 8, 2 in KS 9)
• Externe und standortbezogene Berufsausbildungsbegleiter mit Netzwerk von  

Ausbildungsbetrieben an jeder Schule, gebunden an gesicherte Finanzierung der Stellen
• Sinnvolles Netzwerk von Betrieben in Handwerk, Industrie und Handel
• Erarbeitung eines BO-Konzeptes durch eine praxiserfahrene Expertengruppe, 

die sich an den konkreten Erfahrungen aus der Praxis orientiert
• Novellierung des Erlasses mit konkreter allgemeinverbindlicher Struktur
• Einführung landeseinheitlicher, ansprechender Formalia 

(Praktikumsverträge, Rückmeldebögen, „Berufswahlpass“)

Gerhard Brand, 
VBE Landesvorsitzender

Dirk Lederle, 
VBE Stellvertretender
Landesvorsitzender

Markus Kempke, 
VBE Experte für den Bereich 
Berufsorientierung
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Freizeitunfallschutz (weltweit)

Todesfallentschädigung                                                        2.500,00 Euro
Invaliditätsentschädigung bis                                           7.000,00 Euro
Unfallkrankenhaustagegeld (maximal 2 Jahre)                     7,00 Euro
hinzu kommt Genesungsgeld       1.  bis   10. Tag:               7,00 Euro
                       11.  bis   20. Tag:                  3,50 Euro
                       21.  bis 100. Tag:               1,75 Euro

Genesungsgeld wird höchstens 100 Tage bezahlt, danach erfolgt die Auszahlung des 
reinen Krankenhaustagegeldes. Unfallkrankenhaustagegeld wird für jeden Kalendertag 
gezahlt, an dem sich der Versicherte wegen eines Unfalls (§§ 2 + 3 AUB) aus medizini-
schen Gründen in stationärer Krankenhausbehandlung befindet. Die Leistungen entfallen 
bei Aufenthalt in Sanatorien, Erholungsheimen und Kuranstalten. 

Rechtsberatung und Rechtsschutz
(dienstlich)

Jedes Mitglied kann Rechtsberatung in dienstlichen Angelegen-
heiten einholen, in schwierigen Situationen sogar Rechtsschutz 
beantragen (gilt auch an deutschen Schulen im Ausland).

Mit einer VBE-Mitgliedschaft 
erhalten Sie automatisch:

Diensthaftpflichtschutz
Aufgabe des VBE-Diensthaftpflichtschutzes ist es, berechtigte Haftpflichtan-
sprüche an VBE-Mitglieder zu befriedigen und alle unberechtigten oder über-
triebenen Forderungen der Anspruchsteller auch juristisch abzuwehren. Diese 
Versicherung gilt auch an deutschen Schulen im Ausland.

Personen- und Sachschäden                                    10.000.000,00 Euro 
Mitversichert sind Schäden am fiskalischen Eigentum (z. B. Eigentum der Schule)

Schulschlüsselverlust                                                         50.000,00 Euro

Nehmen Sie einfach Kontakt mit der 
VBE-Landesgeschäftsstelle auf. 
Wir veranlassen alles Weitere für Sie.

Verband Bildung und Erziehung
Landesgeschäftsstelle, Heilbronner Straße 41, 70191 Stuttgart
Telefon: 0711 229314-6
E-Mail: vbe@vbe-bw.de

Verband Bildung und Erziehung
VBE Landesverband Baden-Württemberg, Heilbronner Straße 41, 70191 Stuttgart
Telefon: 0711-2293146 • E-Mail: vbe@vbe-bw.de

BILDUNG OHNE RESSOURCEN  
IST WIE BARFUSS  

AUF DEN MOUNT EVEREST.

JETZT MITGLIED  
WERDEN

Hier finden Sie das  
Standpunktpapier  

Werkreal- und  
Hauptschule 
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Verband Bildung und Erziehung
VBE Landesverband Baden-Württemberg, Heilbronner Straße 41, 70191 Stuttgart
Telefon: 0711-2293146 • E-Mail: vbe@vbe-bw.de

BILDUNG OHNE RESSOURCEN  
IST WIE BARFUSS  

AUF DEN MOUNT EVEREST.

JETZT MITGLIED  
WERDEN

Hier finden Sie das  
Standpunktpapier  

Werkreal- und  
Hauptschule 



Felicitas Adlung
Leitung Referat  
Haupt- und Werkrealschulen
VBE Landesbezirk Südbaden
Personalrätin beim ÖPR 
Lörrach-Waldshut. 
Lehrerin an der Schule am 
Hochrhein WRS Lauchringen. 

„Die Haupt- und Werkrealschulen brauchen ein offe-
nes Ohr für Ihre Anliegen. Um die pädagogisch inten-
sive Arbeit weiter vorantreiben zu können, braucht es 
mehr Unterstützung. Wir legen die Basis für einen 
gelungen Start in das Berufsleben.“

Sonja Zach 
Leitung Referat Haupt- 
und Werkrealschulen im 
VBE Baden-Württemberg 
Mitglied im Landesschulbeirat. 
Lehrerin an der GWR 
Schillerschule Spaichingen. 
Referat Junger VBE im 
Landesbezirk Südbaden.

„Wir brauchen die Haupt- und Werkrealschule, um 
den Schülerinnen und Schülern einen besseren Start 
in ihre Zukunft zu ermöglichen durch einen Bildungs-
plan, der auf sie zugeschnitten ist mit einem Schwer-
punkt auf den praktischen Fächern.“ 

Markus Faulhaber 
Leitung Referat Haupt- und
Werkrealschulen VBE 
Landesbezirk Nordwürttemberg
Stellv. Vorsitzender im VBE 
Kreisverband Böblingen.
Grund-, Haupt- und Real-
schullehrer an der GMS  
Goldberg Sindelfingen

„Die Haupt- und Werkrealschulen müssen Bestandteil 
unseres Bildungssystem bleiben, weil nicht nur Wissen 
allein zählen darf, sondern auch praktische Fähigkei-
ten weiter gefördert und ermöglicht werden müssen 
und dies nur in diesen Schularten in diesem Umfang 
noch möglich ist.“  

Oliver Fedel 
Leitung Referat Haupt- und 
Werkrealschulen
VBE Landesbezirk Nordbaden
Schriftführer im VBE Kreis-
verband Rhein-Neckar/
Heidelberg.
Grund- und Hauptschullehrer 
an der Waldschule Walldorf

„Die Haupt- und Werkrealschulen waren und sind 
wichtige Schulen in Baden-Württemberg! Damit ihre 
Schüler nicht auf der Strecke bleiben, will ich mich 
für sie und den Erhalt deren bewährten Schulart ein-
setzen. Die Wertschätzung und Stärkung dieser Schu-
len beinhaltet auch die Wertschätzung für die Lehre-
rinnen und Lehrer an diesen Schulen und deren Ein-
stufung in A 13.“

Matthias Würth 
Leitung Referat Haupt- und
Werkrealschulen im VBE 
Landesbezirk Südwürttemberg
Personalrat beim  
ÖPR Tübingen.
Grund- und Hauptschullehrer  
an der Hohenbergschule in 
Rottenburg

„Auch der Rand unserer Gesellschaft braucht eine 
leistungsstarke Schule, die die Basis für eine vielfäl-
tige Schullandschaft abbildet.“

Dirk Lederle 
Stellvertretender
VBE Landesvorsitzender, 
Mitglied im Hauptpersonalrat 
in Stuttgart. 
Rektor an der Johanniter-
schule Heitersheim.
„Die Schulart hat auch 2022 
nach wie vor ihre Berechtigung. 
Sie gilt es zu erhalten und stär-

ken, damit sie weiter einen wichtigen Beitrag zur Bil-
dungslandschaft leisten kann. Dazu braucht es drin-
gend mehr Unterstützung durch Politik und Gesell-
schaft, aber vor allem faire und gleiche Bedingungen 
für die Bestandslehrkräfte – A13 auch für diese Kollegin-
nen und Kollegen ist mehr als überfällig!“

www.vbe-bw.de
Verband Bildung und Erziehung
Landesgeschäftsstelle, 
Heilbronner Straße 41, 70191 Stuttgart

Referat Haupt- und Werkrealschulen 
Baden-Württemberg


